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Text 

Verfahren bei Festsetzung und Abänderung der Flächenwidmungspläne und der Bebauungspläne 

§ 2. (1) Die Entwürfe für Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne sind vom Magistrat in 
folgender Weise auszuarbeiten: 

 1. Die natürlichen, ökologischen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen und kulturellen 
Gegebenheiten, insbesondere auch hinsichtlich einer barrierefreien Gestaltung, die für die 
Bevölkerung eine weitgehend selbständige Nutzung aller Lebensbereiche ermöglichen soll, sind 
zu erheben. 

 2. Die auf Grundflächen und Bauwerke bezogenen Rechtsverhältnisse, soweit sie für die Planung 
bedeutsam sind, sind zu erheben. 

 3. Die Gestaltung und Entwicklung des Plangebietes, die erreicht werden soll, ist unter 
Bezugnahme auf die gesetzlichen Planungsziele darzulegen. 

(1a) Die Entwürfe für Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne sind vom Magistrat einer 
Umweltprüfung zu unterziehen, wenn 

 1. durch sie der Rahmen für ein Vorhaben geschaffen wird, welches gemäß dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000, BGBl. Nr. 697/1993, in der Fassung des 
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Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 14/2005, einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, 
oder 

 2. bei ihrer Verwirklichung Europaschutzgebiete (§ 22 des Wiener Naturschutzgesetzes) erheblich 
beeinträchtigt werden. 

(1b) Entwürfe für Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne, für die nicht bereits eine Pflicht zur 
Umweltprüfung nach Abs. 1a besteht, sind nur dann einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie 
voraussichtlich im Sinne der Kriterien des Anhangs II der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter 
Pläne und Programme erhebliche Umweltauswirkungen haben. Dies hat der Magistrat unter Beiziehung 
der Wiener Umweltanwaltschaft zu beurteilen. Bei dieser Beurteilung sind auch jene Auswirkungen zu 
berücksichtigen, die bei Verwirklichung des bisher bestehenden Flächenwidmungsplanes und 
Bebauungsplanes eingetreten wären. 

(1c) Auf Grund der Ergebnisse der Umweltprüfung nach Abs. 1a und 1b hat der Magistrat einen dem 
Anhang I der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über 
die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme entsprechenden Umweltbericht 
zu erstellen, in dem die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, die die Verwirklichung der 
Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne hat, einschließlich der Ergebnisse der Prüfung von 
möglichen, vernünftigen Alternativen, die die Ziele und den geographischen Anwendungsbereich des 
jeweiligen Flächenwidmungsplanes und Bebauungsplanes berücksichtigen, darzustellen und zu bewerten 
sind. 

(1d) Bei der einheitlichen Festlegung des Umfanges und des Detaillierungsgrades der in den 
Umweltbericht aufzunehmenden Informationen ist die Wiener Umweltanwaltschaft anzuhören. 

(2) Vor der Beschlussfassung über die Flächenwidmungspläne und die Bebauungspläne ist den 
Gebietskörperschaften Gelegenheit zur Erhebung von schriftlichen Stellungnahmen innerhalb einer 
gleichzeitig festzusetzenden Frist zu geben, wenn sich diese Pläne auf ein Gebiet erstrecken, in dem 
Grundflächen einer Gebietskörperschaft gelegen sind, oder eine Anregung auf Auszeichnung von 
Grundflächen für öffentliche Zwecke für eine Gebietskörperschaft in diesem Gebiet vorliegt. Darüber 
hinaus ist den Nachbargemeinden die Gelegenheit zu schriftlichen Stellungnahmen innerhalb derselben 
Frist zu geben, wenn sie an das betroffene Gebiet unmittelbar angrenzen: 

(3) Durch die Stellungnahmen der Gebietskörperschaften wird das freie Entschließungsrecht der 
Gemeinde über die Festsetzung und Abänderung der Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne nicht 
berührt. 

(3a) Hat der Entwurf eines Flächenwidmungsplanes oder Bebauungsplanes voraussichtlich 
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
stellt ein Mitgliedstaat, der voraussichtlich erheblich betroffen sein wird, ein entsprechendes Verlangen, 
ist diesem Mitgliedstaat der Entwurf vor der Beschlussfassung gemeinsam mit dem Umweltbericht 
(Abs. 1c) zu übermitteln. Auf Verlangen des Mitgliedstaates sind über die voraussichtlichen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen sowie über die geplanten Maßnahmen zu deren 
Verminderung oder Vermeidung Konsultationen in vereinbarter Dauer zu führen; dabei ist durch die 
Weitergabe aller erforderlichen Informationen sicherzustellen, dass die Umweltbehörden sowie die 
Öffentlichkeit des betroffenen Mitgliedstaates Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten können. 

(4) Die vom Magistrat ausgearbeiteten Entwürfe für die Festsetzung und für Abänderungen von 
Flächenwidmungsplänen und Bebauungsplänen sind vor Stellung der Anträge an den Gemeinderat dem 
Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung zur Begutachtung vorzulegen. In den nachfolgenden 
Verfahrensschritten vorgenommene Änderungen der Entwürfe bedürfen keiner neuerlichen Vorlage an 
den Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung, wenn durch diese Änderungen nicht ein im 
Wesentlichen anderer Entwurf entsteht. 

(5) Der Magistrat hat die Entwürfe für die Festsetzung und für Abänderungen der 
Flächenwidmungspläne und der Bebauungspläne unter Anschluß der gutächtlichen Stellungnahme des 
Fachbeirates für Stadtplanung und Stadtgestaltung sowie des Umweltberichtes nach Abs. 1c oder einer 
Begründung für eine Entscheidung, keine Umweltprüfung nach Abs. 1b durchzuführen, durch sechs 
Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen und in einem der örtlich zuständigen Bezirksvertretung mit 
der Einladung zu übermitteln, innerhalb einer gleichzeitig festzusetzenden Frist, die drei Monate nicht 
überschreiten darf, nach Vorberatung durch den Bauausschuß dazu Stellung zu nehmen. 

(6) Zeit und Ort der Auflegung zur öffentlichen Einsicht sind durch einmalige Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Stadt Wien sowie durch Anschlag an den Amtstafeln des Rathauses und des in Betracht 
kommenden Bezirkes kundzumachen. Diese Veröffentlichungen und Kundmachungen sind für das 
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rechtmäßige Zustandekommen des Flächenwidmungsplanes und Bebauungsplanes notwendig und 
ausreichend. Darüber hinaus soll die Bevölkerung des betroffenen Plangebietes in geeigneter Weise über 
die Auflegung informiert werden. Innerhalb der Auflagefrist können schriftlich Stellungnahmen beim 
Magistrat eingebracht werden. Zugleich mit der Auflegung zur öffentlichen Einsicht sind die Entwürfe 
der Wirtschaftskammer Wien, der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, der Kammer der 
Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien, Niederösterreich und Burgenland und der Wiener 
Landwirtschaftskammer sowie der Wiener Umweltanwaltschaft zur Kenntnis zu bringen; den Kammern 
und der Wiener Umweltanwaltschaft steht es frei, zu den Entwürfen innerhalb der Auflagefrist beim 
Magistrat schriftlich Stellung zu nehmen. 

(7) Bei der Antragstellung hat der Magistrat über die eingelangten Stellungnahmen zu berichten. 
Ferner hat der Magistrat über das Verhältnis des vorgelegten Entwurfes zum Umweltbericht (Abs. 1c) 
und zu Planungsvorstellungen zu berichten, welche in Beschlüssen des Gemeinderates dargelegt sind. 
Anträge, die von der gutächtlichen Stellungnahme des Fachbeirates für Stadtplanung und Stadtgestaltung 
oder von der Stellungnahme der Bezirksvertretung abweichen, hat er besonders zu begründen. 

(8) Für das Verfahren zur Festsetzung und Abänderung der Flächenwidmungspläne und 
Bebauungspläne bis zur Antragstellung durch den Magistrat gelten ausschließlich die vorstehenden 
Bestimmungen. 

(9) Wurde die Stellungnahme der Bezirksvertretung mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drittel 
beschlossen und im Zuge des Verfahrens zur Vorlage an den Gemeinderat von dem für die Stadtplanung 
zuständigen Gemeinderatsausschuß nicht berücksichtigt, ist der Bezirksvertretung nochmals Gelegenheit 
zur Stellungnahme binnen einer Frist von einem Monat ab dem Beschluß des Gemeinderatsausschusses 
zu geben. Diese Stellungnahme ist sodann gemeinsam mit dem Antrag des Magistrates und dem Beschluß 
des Gemeinderatsausschusses direkt dem Stadtsenat zur Vorberatung für den Gemeinderat vorzulegen. 
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